
Rechtsgrundlagen Schuldnerberatung (SGB II, SGB XII, AsylbLG) 

 

§ 16a Kommunale Eingliederungsleistungen (SGB II) 

Zur Verwirklichung einer ganzheitlichen und umfassenden Betreuung und Unterstützung bei 
der Eingliederung in Arbeit können die folgenden Leistungen, die für die Eingliederung der 
oder des erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in das Erwerbsleben erforderlich sind, 
erbracht werden:  

1. die Betreuung minderjähriger oder behinderter Kinder oder die häusliche Pflege von 
Angehörigen, 

2. die Schuldnerberatung, 
3. die psychosoziale Betreuung, 
4. die Suchtberatung. 

§ 16g Förderung bei Wegfall der Hilfebedürftigkeit (SGB II) 

 (1) Entfällt die Hilfebedürftigkeit der oder des Erwerbsfähigen während einer Maßnahme zur 
Eingliederung, kann sie weiter gefördert werden, wenn dies wirtschaftlich erscheint und die oder der 
Erwerbsfähige die Maßnahme voraussichtlich erfolgreich abschließen wird. 

(2) Zur nachhaltigen Eingliederung in Arbeit können Leistungen nach dem Ersten Abschnitt 
des Dritten Kapitels, nach § 44 oder § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 des Dritten Buches oder 
nach § 16a oder § 16f bis zu sechs Monate nach Beschäftigungsaufnahme auch erbracht 
werden, wenn die Hilfebedürftigkeit der oder des Erwerbsfähigen aufgrund des zu 
berücksichtigenden Einkommens entfallen ist. Während der Förderdauer nach Satz 1 gilt § 15 
entsprechend. 

(3) Leistungen zur ganzheitlichen beschäftigungsbegleitenden Betreuung nach § 16e Absatz 4 und § 
16i Absatz 4 dieses Buches können während der gesamten Dauer der jeweiligen Förderung auch 
erbracht werden, wenn die Hilfebedürftigkeit entfällt. 

 

§ 2 Leistungen in besonderen Fällen (AsylbLG) 

(1) Abweichend von den §§ 3 und 4 sowie 6 bis 7 sind das Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch und Teil 2 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch auf diejenigen Leistungsberechtigten entsprechend 
anzuwenden, die sich seit 18 Monaten ohne wesentliche Unterbrechung im Bundesgebiet aufhalten 
und die Dauer des Aufenthalts nicht rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst haben. 

 

§ 11 Beratung und Unterstützung, Aktivierung (SGB XII) 

(5) Auf die Beratung und Unterstützung von Verbänden der freien Wohlfahrtspflege, von Angehörigen 
der rechtsberatenden Berufe und von sonstigen Stellen ist zunächst hinzuweisen. Ist die weitere 
Beratung durch eine Schuldnerberatungsstelle oder andere Fachberatungsstellen geboten, ist 
auf ihre Inanspruchnahme hinzuwirken. Angemessene Kosten einer Beratung nach Satz 2 
sollen übernommen werden, wenn eine Lebenslage, die Leistungen der Hilfe zum 
Lebensunterhalt erforderlich macht oder erwarten lässt, sonst nicht überwunden werden kann; 
in anderen Fällen können Kosten übernommen werden. Die Kostenübernahme kann auch in Form 
einer pauschalierten Abgeltung der Leistung der Schuldnerberatungsstelle oder anderer 
Fachberatungsstellen erfolgen. 

 

§ 75 Einrichtungen und Dienste (SGB XII) 

(1) Einrichtungen sind stationäre und teilstationäre Einrichtungen im Sinne von § 13. Die §§ 75 bis 80 
finden auch für Dienste Anwendung, soweit nichts Abweichendes bestimmt ist. 

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben der Sozialhilfe sollen die Träger der Sozialhilfe eigene Einrichtungen 
nicht neu schaffen, soweit geeignete Einrichtungen anderer Träger vorhanden sind, ausgebaut oder 
geschaffen werden können. Vereinbarungen nach Absatz 3 sind nur mit Trägern von Einrichtungen 



abzuschließen, die insbesondere unter Berücksichtigung ihrer Leistungsfähigkeit und der 
Sicherstellung der Grundsätze des § 9 Abs. 1 zur Erbringung der Leistungen geeignet sind. Geeignete 
Träger von Einrichtungen dürfen nur solche Personen beschäftigen oder ehrenamtliche Personen, die 
in Wahrnehmung ihrer Aufgaben Kontakt mit Leistungsberechtigten haben, mit Aufgaben betrauen, 
die nicht rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 
bis 184g, 184i, 184j, 201a Absatz 3, §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs 
verurteilt worden sind. Die Träger von Einrichtungen sollen sich von Fach- und anderem 
Betreuungspersonal, die in Wahrnehmung ihrer Aufgaben Kontakt mit Leistungsberechtigten haben, 
vor deren Einstellung oder Aufnahme einer dauerhaften ehrenamtlichen Tätigkeit und während der 
Beschäftigungsdauer in regelmäßigen Abständen ein Führungszeugnis nach § 30a Absatz 1 des 
Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen. Nimmt der Träger der Einrichtung Einsicht in ein 
Führungszeugnis nach § 30a Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes, so speichert er nur den 
Umstand der Einsichtnahme, das Datum des Führungszeugnisses und die Information, ob die das 
Führungszeugnis betreffende Person wegen einer in Satz 3 genannten Straftat rechtskräftig verurteilt 
worden ist. Der Träger der Einrichtung darf diese Daten nur verändern und nutzen, soweit dies zur 
Prüfung der Eignung einer Person erforderlich ist. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu 
schützen. Sie sind im Anschluss an die Einsichtnahme unverzüglich zu löschen, wenn keine Tätigkeit 
für den Träger der Einrichtung aufgenommen wird. Im Falle der Ausübung einer Tätigkeit für den 
Träger der Einrichtung sind sie spätestens drei Monate nach der letztmaligen Ausübung der Tätigkeit 
zu löschen. Sind Einrichtungen vorhanden, die in gleichem Maße geeignet sind, hat der Träger der 
Sozialhilfe Vereinbarungen vorrangig mit Trägern abzuschließen, deren Vergütung bei vergleichbarem 
Inhalt, Umfang und Qualität der Leistung nicht höher ist als die anderer Träger. 

 

(3) Wird die Leistung von einer Einrichtung erbracht, ist der Träger der Sozialhilfe zur 
Übernahme der Vergütung für die Leistung nur verpflichtet, wenn mit dem Träger der 
Einrichtung oder seinem Verband eine Vereinbarung über  

1. Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungen (Leistungsvereinbarung), 

2. die Vergütung, die sich aus Pauschalen und Beträgen für einzelne Leistungsbereiche 
zusammensetzt (Vergütungsvereinbarung) und 

3. die Prüfung der Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen (Prüfungsvereinbarung) 

besteht. Die Vereinbarungen müssen den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und 
Leistungsfähigkeit entsprechen. Der Träger der Sozialhilfe kann die Wirtschaftlichkeit und 
Qualität der Leistung prüfen. 

(4) Ist eine der in Absatz 3 genannten Vereinbarungen nicht abgeschlossen, darf der Träger der 
Sozialhilfe Leistungen durch diese Einrichtung nur erbringen, wenn dies nach der Besonderheit des 
Einzelfalls geboten ist. Hierzu hat der Träger der Einrichtung ein Leistungsangebot vorzulegen, das 
die Voraussetzung des § 76 erfüllt, und sich schriftlich zu verpflichten, Leistungen entsprechend 
diesem Angebot zu erbringen. Vergütungen dürfen nur bis zu der Höhe übernommen werden, wie sie 
der Träger der Sozialhilfe am Ort der Unterbringung oder in seiner nächsten Umgebung für 
vergleichbare Leistungen nach den nach Absatz 3 abgeschlossenen Vereinbarungen mit anderen 
Einrichtungen trägt. Für die Prüfung der Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen gelten die 
Vereinbarungsinhalte des Trägers der Sozialhilfe mit vergleichbaren Einrichtungen entsprechend. Der 
Träger der Sozialhilfe hat die Einrichtung über Inhalt und Umfang dieser Prüfung zu unterrichten. 
Absatz 5 gilt entsprechend. 

(5) Bei zugelassenen Pflegeeinrichtungen im Sinne des § 72 des Elften Buches richten sich Art, Inhalt, 
Umfang und Vergütung der ambulanten und teilstationären Pflegeleistungen sowie der Leistungen der 
Kurzzeitpflege und der vollstationären Pflegeleistungen sowie der Leistungen bei Unterkunft und 
Verpflegung und der Zusatzleistungen in Pflegeheimen nach den Vorschriften des Achten Kapitels 
des Elften Buches, soweit nicht nach den Vorschriften des Siebten Kapitels weitergehende Leistungen 
zu erbringen sind. Satz 1 gilt nicht, soweit Vereinbarungen nach dem Achten Kapitel des Elften 
Buches nicht im Einvernehmen mit dem Träger der Sozialhilfe getroffen worden sind. Der Träger der 
Sozialhilfe ist zur Übernahme gesondert berechneter Investitionskosten nach § 82 Abs. 4 des Elften 
Buches nur verpflichtet, wenn hierüber entsprechende Vereinbarungen nach dem Zehnten Kapitel 
getroffen worden sind. 


